
gen im Bereich „Public Affairs“ aber auch im Zusammenhang
mit Aktivitäten von Corporate Social Responsibility stärker
nachgefragt werden. Hier stehen rohstoffreiche Länder wie
Peru (Silber), Chile (Kupfer), Bolivien (Erdgas, Wasser) oder
Argentinien (Soja) im Vordergrund.

Interessant wird es sein, wie und ob lateinamerikanische
Berater Besonderheiten und spezifische Fähigkeiten entwi-
ckeln, die sich aus den Bedingungen ihrer Märkte ergeben. So
wie beispielsweise bereits in der Werbebranche brasilianische
und argentinische Kreative dafür bekannt sind einen ganz
eigenen Stil entwickelt zu haben, der bei Branchentreffen
regelmäßig mit entsprechenden Auszeichnungen und Preisen
bedacht wird, könnte ähnliches mit lateinamerikanischen Poli-
tik-Kommunikationsberatern geschehen. Herausforderungen
gibt es im politischen Leben zwischen Rio Grande und Feuer-
land genug!
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Zur Problematik des „Beratens“ und „beraten Werdens“
Beratungsarbeit der GIZ in Malawi

Jens Hiller

Kernaussagen:

Politikberatung kann an verschiedenen Faktoren scheitern.
Diese Faktoren umfassen neben strukturellen und systemi-
schen Merkmalen auch das persönliche Verhältnis zwischen
Berater und Ratsuchenden. Verstärkt werden diese bera-
tungshemmenden Faktoren zusätzlich, wenn ein sozio-poli-
tisches System beraten wird, welchen von den europäischen
Normen abzuweichen scheint. Am Beispiel der Beratungs-
arbeit der GIZ im afrikanischen Staat Malawi wird gezeigt,
dass vorab klare Zielsetzungen, Transparenz, Kooperation
und Kompetenzverteilungen diesen Faktoren entgegenwir-
ken können.

Einleitung

Es ist ein zentrales Thema für jeden Politikberater: Wann
gelingt Politikberatung und wann gelingt sie nicht? Die Ant-
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worten auf diese Frage sind wohl so unterschiedlich wie die
Antwortgeber selbst. Bisweilen eindeutige Ergebnisse in der
Form eines Methodenkoffers, aus denen sich Politikberater
bedienen können um sich eines Erfolgs ihrer Beratungsleistung
sicher sein zu können, fehlen. Stattdessen scheint jeder Poli-
tikberater seine eigene Vorstellung zu haben, wann Politikbe-
ratung funktioniert und wann nicht. Das vielzitierte Konzept
des Politikberaters als „romantischen Ironiker“ (Heinelt,
2011, S. 54) stellt nur eine Variante dar. Dieser Bericht soll
und kann indes diese Frage nicht beantworten. Stattdessen soll
er gelungene und weniger gelungene Voraussetzungen für eine
optimale Beratung aufzeigen.

Wer die Frage nach einem Gelingen von Politikberatung
stellt, stellt automatisch die Frage nach dem Verhältnis zwi-
schen Berater und dem zu Beratendem. Dieses Verhältnis ist
fundamental für Politikberatung und vor allem Politikberater.
Ist der Ratsuchende tatsächlich an einer rationalen und objek-
tiven Beratung interessiert oder versucht er lediglich seine
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bereits gefällten Entscheidungen durch den Namen und die
Expertise des Beraters zu rechtfertigen? Begegnen sich Berater
und Ratsuchender auf Augenhöhe, oder existiert ein aufge-
zwungenes oder freiwillig eingenommenes Experten/Laien
Verhältnis? Treffen die Ergebnisse der Beratung auf Zustim-
mung oder Ablehnung? Diese Fragen zeigen nur einen kleinen
Teil der Problematik in der Wechselwirkung des „Beratens“
und des „sich beraten lassen“ auf.

Zum grundlegenden Verhältnis zwischen Berater und
Ratsuchenden

Wie D. Messner in seiner Vorlesung zum Thema „Wissen-
schaftliche Politikberatung für globale nachhaltige Entwick-
lung“ (12. Mai 2012) äußerte, stehen Politikberater zunächst
in einem spezifischen Dienstleistungsverhältnis zu dem Ratsu-
chenden. Dies ist das grundlegendste Arbeitsverhältnis zwi-
schen beiden Seiten. Der Politikberater, unabhängig davon ob
es sich hierbei um eine einzelne Person, ein Institut oder eine
Stiftung handelt, bietet in erster Regel wissenschaftlich fun-
diertes und kommuniziertes Fachwissen an – ein Fachwissen,
welches der Ratsuchende nachfragt. Aber eben dieses Fach-
wissen bürgt u.a. bereits ein nicht zu unterschätzendes Kon-
fliktpotenzial für das Verhältnis zwischen Berater und zu Bera-
tenden. Zum einen gibt Fachwissen nur selten eindeutige Vor-
gaben vor. Etwaiger Wunsch seitens der Ratsuchenden auf
eine eindeutige best practise Lösung muss seitens der Berater
meist zurückgewiesen werden. Zum anderen sind die theore-
tischen Erkenntnisse nur schwerlich auf die angetroffenen
Zustände anzuwenden. Transferleistungen von der Theorie
zur Praxis sind nötig. Gleichzeitig birgt der Umstand des fach-
wissenschaftlich fundierten Expertenwissens die Gefahr, dass
der theoretisch gebildete Berater und der praxisorientierte
Ratsuchende nicht dieselben Ziele und Vorstellungen verfol-
gen. Diese Problematik soll im Weiteren am Beispiel der Bera-
tungsarbeit der Deutschen Gesellschaft für internationale
Zusammenarbeit (GIZ) im afrikanischen Staat Malawi ver-
deutlicht werden.

Politikberatung außerhalb Europas – Das Beispiel Malawi

Seit 2010 berät die GIZ im Auftrag des Bundesministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) die Regierung
Malawis mit dem Ziel, die Grundbildung im Staat zu verbes-
sern. Ziel der Beratung ist eine Binnenmodernisierung (vgl.
Wewer, 2011, S. 106) des Bildungssektors sowie der daran
angeschlossenen Teilsektoren. Dabei setzt die GIZ am Schnitt-
punkt zwischen second order governing und first order
governing (vgl. Heinelt, 2011, S. 48 f) an. Die Beratungsleis-
tung zielt sowohl auf institutionelle als auch auf organisato-
rische Ebene ab. Wie bei den meisten Beratungsprojekten soll
auch hier die Funktionalität und die Effektivität der malawi-
schen Grundbildung verbessert werden.

Soweit handelt es sich bei der Arbeit der GIZ in Malawi
um eine klassische Politikberatung von staatlichen Institutio-
nen, wie sie auch in Deutschland oder anderen europäischen
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Staaten vorkommt. Allerdings stellt sich auf Grund der Exklu-
sivität der malawischen Staatsstrukturen und der spezifischen
sozio-ökonomischen Umstände eine Reihe von Besonderhei-
ten für die Beratung in den Weg. Diese Besonderheiten stellen
bestimmte Anforderungen an die Beratungsarbeit der GIZ.
Diese sollen im Weiteren aufgezeigt werden.

Das 14 Millionen Einwohner Land gehört zu den ökono-
misch rückständigsten Ländern der Welt. Der Human Deve-
lopment Index weist Malawi auf den 171. Platz aus (Stand
2012). Die HIV/AIDS Rate ist, wie in den meisten südafrika-
nischen Staaten, sehr hoch und bedeutet eine starke Fluktua-
tion der Ansprechpartner in malawischen Ministerien. Trans-
parency International listet Malawi in seinen Korruptionsin-
dex mit 3 Punkten als sehr Korruptionsanfällig auf (Stand
2011). Mit einem Pro-Kopf Einkommen von ca. 260 Euro und
einem Bevölkerungswachstum von ca. 3% (GIZ 2012) sind
zukunftsorientierte und nachhaltige Reformen in verschiede-
nen staatlichen Sektoren dringend notwendig. In diese
Zustände eingebettet versucht nun die GIZ eine Beratungs-
leistung zu vollbringen, die auf die Modernisierung von staat-
lichen Strukturen abzielt. Dabei präsentiert sich die GIZ als
eine Expertenorganisation. Die Mitarbeiter der GIZ sind in
ihren Aufgaben geschult und verfügen sowohl über theoreti-
sches Fachwissen als auch praktisches Transferwissen, wel-
ches von verschiedenen vorhergehenden Projekten weltweit
erprobt wurde. Auf der anderen Seite sind die Offiziellen der
malawischen Regierung und vor allem des Bildungsministeri-
ums an einer Beratung der GIZ interessiert. Nichtsdestotrotz
ergeben sich auf Grund der spezifischen Umstände im Land
Problematiken, welche die Beratung und die Beratungsan-
nahme erschweren.

Konflikte durch ökonomische Faktoren

Eine der weitreichendsten Problematiken im Beratungsprozess
stellt die wirtschaftliche Lage des malawischen Staatshaus-
halts dar. Jede vorgeschlagene Veränderung oder Neuerung ist
mit Kosten verbunden. Kosten, welche das malawische Haus-
haltsbudget nicht stemmen kann. Als Beispiel sei hier die Ver-
besserung der Grundbildung in ländlichen Gebieten ange-
führt. Um die Grundbildung einem möglichst großen Teil der
Bevölkerung zukommen zu lassen sind Umstrukturierungs-
prozesse des Bildungssystems und der Bildungsstruktur von
Nöten. Hier entsteht ein erster Konfliktpunkt zwischen dem
Wechselverhältnis des „beraten Wollens“ und „sich beraten
lassen“. Für die GIZ ist eine Verbesserung der Grundbildung
mit einer weitreichenden Dezentralisierung des Verwaltungs-
apparats, Reformen der Bildungspläne und einer Verbesse-
rung der Lehrerbildung (GIZ 2012) verbunden. Für die Bera-
ter der GIZ steht der Sachgegenstand im Mittelpunkt. Es
kommt zu einer Fokussierung auf die Fragestellung, wie die
Grundbildung verbessert werden könnte. Diese Fokussierung
auf ein isoliertes Thema ist hierbei nicht negativ auszulegen,
erfüllt es doch genau die Aufgabe, für welche der Berater
engagiert wurde. Verbesserungsmöglichkeiten werden dann
auf Grundlage des Fachwissens getroffen und dem Ratsuchen-
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den vorgelegt. Obwohl der Ratsuchende, hier die malawische
Regierung bzw. das malawische Bildungsministerium, die
Notwendigkeit dieser Vorschläge auch im Hinblick der oben
angeführten Lage im Land akzeptiert, wurden und werden
etwaige Reformen zum Teil nur zögerlich umgesetzt. Der
Grund ist, dass der Ratsuchende neben der Zentrierung auf
den Sachgegenstand, weiterführende und mit anderen Teilbe-
reichen verknüpfte Wechselwirkungen vor Augen hat. In die-
sem Fall bedeutet dies, dass ca. 30% des malawischen Bil-
dungsetats durch Geberländer finanziert werden. Bei einer
solch hohen Abhängigkeit von anderen politischen Akteuren,
denen Rechenschaft abgelegt werden muss, um die Hilfen ver-
längert zu bekommen, steht der Schwerpunkt der Betrachtung
des Sachgegenstandes verständlicherweise nicht mehr auf der
Verbesserung der Effektivität sondern auf dem bloßen Erhalt.
Anders ausgedrückt ist für den Ratsuchenden die Aufrechter-
haltung der Unterstützung durch Dritte wichtiger als eine
Optimierung im Politics Bereich. Insbesondere wenn etwaige
Reformen mit zusätzlichen Kosten verbunden sind, welche
dann womöglich bei Dritten eingefordert werden müssten.
Somit birgt dieser Umstand die Gefahr, dass vom Berater vor-
gelegte Entscheidungsmöglichkeiten vom Ratsuchenden
gezielt geblockt oder hinausgezögert werden, da sie entweder
keine Priorität oder ein gegenläufiges Interesse darstellen. Eine
Beratung vor diesem Hintergrund gestaltet sich als schwierig,
sind doch die Zielsetzungen in einem unterschiedlichen Maße
gewichtet. Somit kommt es zu einen Form der Pattsituation.
Der Berater gibt die Entscheidungsmöglichkeiten vor, welche
zu einer Optimierung des Sachgegenstandes führen sollen. Der
Ratsuchende, wissend ob des notwendigen Reformdrucks, ist
jedoch durch seine starke finanzielle Abhängigkeit in einem
Zerreiszustand. Optimierungsmöglichkeiten werden aufge-
schoben, verworfen oder nur langsam umgesetzt.

Konflikte durch unzureichende Kooperation

Allerdings können nicht nur verschiedenartige Prioritäten ein
Problem für das Verhältnis zwischen Berater und zu Beraten-
den werden, sondern ebenfalls der Grad und die Qualität der
Kooperation. Intransparente Verwaltungsprozesse, man-
gelnde Kompetenzklärungen oder unzureichende organisato-
rische Klarheit behindern das Verhältnis zwischen Berater und
zu Beratenden. Staatliche Institutionen neigen zu eigenen, für
Dritte meist schwer zu durchschauenden Entscheidungs- und
Umsetzungsprozessen. Jedoch ist es gerade für Politikberater
unumgänglich, dass eben jene Strukturen erkannt, durch-
schaut und in Umstrukturierungsprozesse miteingeplant wer-
den. Beratungsaufgaben, welche auf die Optimierung von
institutionellen Prozessen abzielen, können dies nur auf der
Grundlage der der Optimierung gegenläufigen Zustände tun.
Nichtdestotrotz benötigen Berater während ihrer Arbeit Infor-
mationen, Ansprechpartner und vor allem eine gesunde
Kooperation, um ihre Aufgabe gerecht zu werden. Sind diese
Voraussetzungen nicht geschaffen, ziehen sich Beratungsar-
beiten unnötig in die Länge und verkomplizieren die Arbeit.

3.2

Diese undurchsichtigen staatlichen Strukturen finden sich
auch in Malawi wieder. Die Zuständigkeit der Ansprechpart-
ner der GIZ im malawischen Bildungsministerium ist zumeist
ungeklärt und wechselhaft. Seitens der malawischen
Ansprechpartner wird nur eine geringe persönliche Verant-
wortung für die Belange der Berater übernommen. Zustän-
digkeiten werden nach dem Prinzip des Erfolgs und des Inter-
esses übernommen. Bring ein Projekt einen gewissen Erfolg
oder ein gewisses Prestige, so wird die Verantwortung und
Zuständigkeit in der Regel augenblicklich übernommen, miss-
lingt ein Projekt oder bringt es nicht die gewünschten Resul-
tate, so wird jegliche Verantwortung und Zuständigkeit abge-
lehnt. Auch die mangelnde öffentliche Repräsentanz der mala-
wischen Staatsbeamten verkompliziert das Verhältnis zwi-
schen Berater und zu Beratenden. Die malawischen Ministe-
rialbeamten verfügen beispielsweise über keine offiziellen
Kommunikationskanäle. Etwaige schriftliche Kommunika-
tion findet über die privaten Mailadressen der Mitarbeiter
statt. Dies macht die Kommunikationswege länger und weni-
ger spezifisch. Rückantworten oder die Weitergabe von
Memos oder Informationen verzögern sich auf diese Weise.
Dies macht die Kooperation zwischen Berater und zu Bera-
tenden äußerst schwierig. Eine nachhaltige Kooperationsbasis
mit festen Ansprechpartnern und geklärten Verantwortlich-
keiten ist auf dieser Grundlage nicht zu erreichen. Resultat
dieser Umstände ist eine gewisse Unsicherheit seitens der Bera-
ter und eine Verkomplizierung der Beratungsleistung. Ande-
rerseits bringt auf Grund dieser Verzögerungen die Beratungs-
leistung nicht den gewünschten Erfolg seitens der Ratsuchen-
den.

Konflikte durch Schattenwirtschaft

Stellen die oben beschriebenen Problempunkte im Verhältnis
zwischen Berater und zu Beratenden allgemein gültige Punkte
dar, welche in dieser Form ebenfalls auch in Deutschland oder
anderen europäischen Ländern vorkommen können, so gibt es
ebenfalls auch spezifische Diskrepanzmerkmale, mit welchen
Berater im Besonderen in nicht-westeuropäischen Staaten
konfrontiert werden können. Hauptaugenmerk liegt hierbei in
der vorherrschenden Korruption. Wird in Europa Korruption
weitgehend als „Grauzonenphänomen“ (Priddat, 2009,
S. 155) gesehen, ist sie in anderen Regionen zu einer konstan-
ten Größe avanciert. Korruption tritt vor allem dort auf, wo
finanzielle Anreize und persönliches Streben aufeinander tref-
fen. Vor allem in Staaten, wo Staatsangestellte über ein gerin-
ges Grundeinkommen verfügen und staatliche Kontrollen
weitgehend inexistent sind, findet sich eine erhöhte Korrupti-
onsanfälligkeit vor. Getreu dem Motto: „Wer […] nicht
besticht, bekommt normale Leistungen […] wer extra zahlt,
[…] bekommt exquisite und schnelle Leistungen“ (Ebd. S,
165, Hervorhebung im Original), ermatten staatliche Leistun-
gen ohne Sonderzuzahlungen. Politikberatung, welche auf
Verbesserung abzielt, trifft in diesem Kontext auch auf Ableh-
nung. Jegliche Veränderung der Gegebenheiten bedeutet eine
Gefahr für etablierte irreguläre Transaktionsmuster. Der Bera-
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ter tritt hier als direkter Gegenspieler zur Korruption auf. Dies
bedeutet zweierlei. Zum einen, dass der Berater verständli-
cherweise keine sonderliche Resonanz von seinem Gegenüber
zu erwarten hat und zum anderen, dass der Berater seine Ver-
besserungsvorschläge gegen ein lukratives und bereits etablier-
ten System durchsetzen muss. Eine Belastung sowohl für Bera-
ter als auch für zu Beratenden.

Fazit

Zusammenfassend kann am Beispiel der Beratungsarbeit der
GIZ in Malawi eine Reihe von beratungshemmenden Fakto-
ren aufgezeigt werden. Diese Faktoren beziehen sich allesamt
auf das Verhältnis zwischen Berater und zu Beratenden. Unab-
hängig, ob es sich bei Politikberatung um Unternehmensbera-
tung, Prozessberatung oder systemische Organisationsbera-
tung (vgl. Simon, 2011, S. 261ff) handelt, steht immer die
Wechselbeziehung zwischen beiden Parteien im Zentrum. Um
etwaige Missverständnisse, unterschiedliche Prioritätssetzun-
gen oder konträre Ziele zu vermeiden, empfiehlt es sich zu
Beginn der Beratung gemeinsam eindeutige Zielsetzungen zu
formulieren. Die Beteiligung von Dritten – nicht unüblich
innerhalb der Politikberatung – kann und muss in den Bera-
tungsprozess eingeplant werden, um eine optimale Zusam-
menarbeit zu gewährleisten. Auch die zumeist verwirrenden
Prozessstrukturen innerhalb staatlicher Institutionen können
durch die vorherige Klärung von Verantwortlichkeit und
Zuständigkeit bereinigt werden. Der Berater, der wie oben
bereits erwähnt nach Messner eine Dienstleistung erbringt,
muss sich ebenfalls neben dem eigentlichen Sachgegenstand
auf verschieden „Nebengebiete“ einstellen (vgl. Lieber, 2011,
S. 167). Politikberater finden selten optimale Zustände vor.
Wäre es so, dann würde ihre Beratung überflüssig werden.
Allerdings zeigen die oben erwähnten Beispiele, dass das
Gelingen von Beratung nicht nur im Ermessen des Beraters
liegt, sondern zu gleichen Teilen auch auf der anderen Seite
Gehör finden muss. Wer Beratung anfordert, weil er selbst von
innen heraus nicht in der Lage ist, optionale Wege zu erkennen
und einzuschlagen, muss auch offen und Willens für Bera-
tungsvorschläge sein. Das Kooperationsverhältnis zwischen
Berater und zu Beratenden sollte daher auf einer beidseitigen
freundschaftlichen und ehrlichen Basis beruhen.

Abschließend sei hier noch erwähnt, dass trotz dieser in
diesem Bericht angeführten beratungshemmenden Faktoren,
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Politikberatung auch langwierige Erfolge verbuchen kann.
Durch die Beratung und Unterstützung der GIZ konnte die
Lehrerbildung und die Zahl der Schulabschlüsse in Malawi
qualitativ verbessert werden. Durch diese Verbesserungen
wurde der malawischen Regierung erfolgreich Mittel aus der
Global Partnership for Education – Initiative bewilligt (GIZ
2012).
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